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Das Wachstumspotential der Wirtschaft dauerhaft stärken – das ist die Idee hinter 
den Milliardeninvestitionen aus den beiden Konjunkturpaketen. Doch eine Analyse 
zeigt: Gerade dort, wo Deutschland im Vergleich mit anderen EU-Staaten einen be-
sonders hohen Nachholbedarf hat, bleiben die Investitionen weitgehend aus. Statt-
dessen werden vor allem Verkehrswege gebaut – wo Deutschland ohnehin einen 
Spitzenplatz einnimmt. 
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Konjunkturprogramme: Investitionen  
ohne nachhaltige Wachstumswirkung

Die Konjunkturpakete I und II der Bundesregie-
rung sollen zur Bewältigung der wirtschaftlichen 
Krise beitragen und die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen in Deutschland verbessern. Ein we-
sentlicher Bestandteil sind zusätzliche öffentliche 
Investitionen in Höhe von 19,7 Milliarden Euro in 
„Infrastruktur“. Dabei konzentrieren sich die Be-
schlüsse zu dieser Maßnahme auf die kurzfristige 
Belebung der Konjunktur. Zusätzliche staatliche 
Investitionen bieten allerdings auch die Chance, 
das langfristige Wachstumspotential der deut-
schen Volkswirtschaft zu erhöhen. Auf diese Weise 
könnten aus der aktuellen Wirtschaftskrise auch 
langfristige Wachstumsschübe generiert werden. 
Entsprechend sollten öffentliche Investitionen 
so geplant werden, dass sie zu Verbesserungen 
in den Bereichen führen, in denen Deutschland 
im europäischen Vergleich den höchsten Nach-
holbedarf hat. Im detaillierten Vergleich mit den 
EU-15-Staaten offenbart sich der höchste Inves
titionsbedarf Deutschlands im Bildungs- und 
Gesundheitssystem. Relativ schwach entwickelt 
sind in Deutschland auch der Informations- und 
Kommunikationssektor und die Informations-
gesellschaft (zum Beispiel Breitbandanschlüsse, 
Bereitstellung von Computern und Internetzu-
gängen an Schulen) sowie Innovation, Forschung 
und Entwicklung. Demgegenüber lässt sich kein 
dringender zusätzlicher Bedarf für Investitionen 
in Basis-Infrastruktur wie Strassen, Schienen oder 
Wasserwege erkennen. Insgesamt bedürfen die im 
Rahmen der beiden Konjunkturpakete geplanten 
Investitionsmaßnahmen dringend einer zielorien-
tierten, auf ihre Wachstumswirkung hin ausge-
richteten Steuerung. 

Die Konjunkturpakete I und II sollen kurzfris­
tig der Gefahr einer sich verschärfenden und 
länger andauernden Rezession entgegenwirken 
und darüber hinaus die wirtschaftlichen Rahmen­
bedingungen für Wachstum und Beschäftigung in 
Deutschland verbessern. Vor diesem Hintergrund 
ist es das Ziel der Untersuchung, diejenigen Zu­
kunftsfelder für öffentliche Investitionen zu iden­
tifizieren, auf denen Deutschland Nachholbedarf 
im europäischen Vergleich hat.1 Die theoretische 
Basis für die Analyse bildet die Neue Wachstums-
theorie.2 Eine wesentliche Erkenntnis der darauf 
aufbauenden empirischen Forschung ist, dass die 
Politik das langfristige Wachstumspotential einer 
Volkswirtschaft durch gezielte Maßnahmen wie 
öffentliche Investitionen in Bildung oder Infra­
struktur selbst signifikant verbessern kann. Eine 
politische Agenda, die auf diesen Erkenntnissen 
basiert, ist die Lissabon-Strategie für Wachstum 
und Beschäftigung der Europäischen Union.3 
Ziel dieses Programms ist die Steigerung der 
Produktivität und Innovationsgeschwindigkeit 
in den EU-Mitgliedstaaten.4 Der Vergleich des 
Reformfortschritts der europäischen Länder zeigt, 

1	  Vgl. DIW econ GmbH: „Richtig investieren“ – Öffentliche Inves
titionen zur Erhöhung des langfristigen Wachstumspotentials in 
Deutschland. Studie im Auftrag der Initiative Neue Soziale Marktwirt-
schaft (INSM). Die INSM ist eine überparteiliche Reformbewegung 
von Bürgern, Unternehmen und Verbänden für mehr Wettbewerb und 
Arbeitsplätze in Deutschland.
2	 Oft wird in diesem Zusammenhang auch von „endogener“ Wachs-
tumstheorie gesprochen, bei der im Unterschied zur neoklassischen, 
„exogenen“ Wachstumstheorie das Ausmaß des technischen Fort-
schritts oder der Humankapitalbildung selbst durch das Handeln 
relevanter Akteure bestimmt wird. 
3	  Die Lissabon-Strategie geht auf das Sondergipfeltreffen des 
Europäischen Rates am 23. und 24. März 2000 in Lissabon zurück. 
Die EU-Staats- und -Regierungschefs beschlossen, die EU bis zum Jahr 
2010 zur „wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten 
Wirtschaft der Welt“ zu machen, ec.europa.eu/growthandjobs/pdf/
lisbon_de.pdf.
4	  Die Schwerpunkte werden in acht Dimensionen zusammengefasst: 
1. Informationsgesellschaft, 2. Förderung von Innovation, Forschung 
und Entwicklung, 3. Schaffung beziehungsweise Verbesserung des 
einheitlichen Binnenmarktes, 4. Ausbau von Netzwerkindustrien, 
5. Effizientes und integriertes Finanzmarktsystem, 6. Verbesserung 
des Unternehmensumfelds, 7. Modernisierung des Gesellschafts- und 
Sozialsystems und 8. Nachhaltigkeit.
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fpavel@diw-econ.de 

Sandra Proske 
sproske@diw-econ.de
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Das Gespräch führte 
Erich Wittenberg.
Das vollständige Inter-
view zum Anhören 
finden Sie auf  
www.diw.de

Herr Dr. Pavel, sind die beiden Konjunkturpro-
gramme, die die Bundesregierung ins Leben 
gerufen hat, geeignet, nachhaltig für wirt-
schaftliches Wachstum zu sorgen?
So, wie sie bisher beschlossen sind, nicht. Das 
liegt vor allem daran, dass sich die Diskussion 
bisher fast ausschließlich um die Höhe der Bud-
gets gedreht hat und man überhaupt nicht ge-
guckt hat, wo genau dieses Geld ausgegeben 
wird. An dieser Stelle müsste entscheidend 
nachgebessert werden.

Wo genau müsste nachgebessert werden?
Das wichtigste Feld ist die Bildung und zwar 
nicht, wie bisher geschehen, ausschließlich be-
schränkt auf die Bildungsinfrastruktur im Sin-
ne von Schulrenovierungen. Die Investitionen 
müssten ganz gezielt auf die Verbesserung der 
Bildungsinhalte gehen. Angefangen mit der Be-
schaffung von Lehrmitteln, 
wie Schulbücher oder Aus-
rüstungen für Schulzimmer, 
kann man den Bogen span-
nen bis hin zum Teilchenbe-
schleuniger in Forschungs-
einrichtungen.

Wo liegen die Zukunftsfelder, die die Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
nachhaltig verbessern könnten?
Wir haben uns auf insgesamt sieben Zukunfts-
felder festgelegt, in denen Deutschland die 
Weichen auf Wachstum stellen kann. Da ist 
zum einen die Basisinfrastruktur, also Straßen, 
Schienen etc.. Darüber hinaus gibt es eine hö-
herwertige Infrastruktur, die nennen wir IKT-
Infrastruktur, also alles was mit Informations- 
und Kommunikationssystemen zu tun hat. Des 
Weiteren gibt es den Bereich Information, For-
schung und Entwicklung, die Bereiche Bildung 
und Gesundheit und das große Themenfeld 
Informationsgesellschaft. Neben dem großen 
Thema Nachhaltigkeit sind das die Strukturen, 
mit denen das Land in der Lage ist, sich auf die 
Herausforderungen der Zukunft einzustellen.

In welchen Bereichen 
hat Deutschland im 
europäischen und 
internationalen Vergleich Nachholbedarf?
Den eklatantesten Nachholbedarf haben wir in 
den Bereichen Bildung, Gesundheit und inter-
essanterweise auch im Bereich Nachhaltigkeit. 
Gerade hier würde man eigentlich erwarten, 
dass man in Deutschland im europäischen Ver-
gleich relativ gut dasteht, zum Beispiel was die 
CO2-Emissionen angeht. Ein Blick auf die Zahlen 
sagt allerdings, dass das nicht so ist, insbeson-
dere wenn man sich die CO2-Emissionen in Be-
zug auf das Bruttoinlandsprodukt anschaut.

Wie sollte die Politik bei der Planung weiterer 
Investitionen vorgehen?
Man sollte die Ausgaben wesentlich besser 
steuern. Bisher ist es so, dass man sich haupt-

sächlich auf die Volumen 
festlegt, die Umsetzung der 
Projekte komplett an die 
Kommunen abgibt. Wir den-
ken, dass dies nicht richtig 
ist. In den Kommunen be-
steht zu oft die Gefahr, dass 
nach budgetärer Notlage 

entschieden wird und Dinge, die man eigentlich 
sowieso finanzieren müsste, dann auf günstige 
Art und Weise umgesetzt werden können. Des-
halb sollte auf Bundes- und Landesebene eine 
deutlich ausgereiftere Steuerung der Verwen-
dungsvorgaben erfolgen, damit Projektgelder 
nicht zum Stopfen der öffentlichen Kassen auf 
kommunaler Ebene eingesetzt werden. 

Mit Maßnahmen wie der sogenannten „Ab-
wrackprämie“ konnte die Politik kurzfristig 
punkten. Glauben Sie, dass langfristige Inves-
titionsmaßnahmen noch im Wahljahr 2009 
durchsetzbar sind?
Das wird sicherlich etwas schwierig sein. Wenn 
man aber nun deutlich mehr Geld ausgeben 
muss, als das vor einem Jahr noch absehbar war, 
dann sollte es in der Verantwortung der Politi-
ker stehen, damit zumindest etwas zu schaffen, 
was auch deutlich längere Wirkung hat, als das 
bei der Abwrackprämie der Fall ist. 

Sechs Fragen an Ferdinand Pavel

„Das wichtigste Investitionsfeld sind  
die Bildungsinhalte“

»

Konjunktur­
programme sollten 
nicht zum Stopfen  
öffentlicher Kassen 
verwendet werden.

«

Dr. Ferdinand Pavel 
Manager bei der  
DIW econ GmbH
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dass Deutschland lediglich auf einem Platz im 
vorderen Mittelfeld liegt.5 Die vorgesehenen In­
vestitionen im Rahmen der Konjunkturpakete 
der Bundesregierung stellen eine Chance dar, 
die Position Deutschlands und damit die Wett­
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft nach­
haltig zu verbessern.

In der vorliegenden Untersuchung werden 
zunächst Zukunftsfelder identifiziert, die das 
langfristige Wachstumspotential eines Landes 
nachhaltig verbessern können. Die Selektion der 
Zukunftsfelder orientiert sich an den acht Dimen­
sionen der Lissabon-Strategie und stellt dabei 
die Bereiche in den Mittelpunkt der Analyse, in 
denen der Staat durch öffentliche Investitionen 
gezielte Verbesserungen herbeiführen kann. An­
schließend wird für jedes dieser Zukunftsfelder 
ein Indikator ermittelt, der die Ist-Situation in 
Deutschland relativ zu der in den übrigen Staaten 
der EU-15 darstellt.6 Dies geschieht auf Basis eines 
Indikators, der sich an dem Global Competiti­
veness Index des Weltwirtschaftsforums (World 
Economic Forums) orientiert und durch weitere 
Daten ergänzt wird.7 Vor dem Hintergrund des 
so ermittelten Investitionsbedarfs in Deutschland 
können die im Rahmen der Konjunkturpakete I 
und II der Bundesregierung geplanten Maßnah­
men bewertet werden.

Sieben Zukunftsfelder für öffentliche 
Investitionen

Auf Basis der Lissabon-Strategie werden zunächst 
die folgenden Zukunftsfelder für zielgerichtete 
öffentliche Investitionen identifiziert:

1. 	Informationsgesellschaft
2. 	Innovation, Forschung und Entwicklung
3. 	Basis-Infrastruktur (Straßen, Schienen, Strom- 

und Gasnetze)
4. 	IKT-Infrastruktur (Telekommunikationsnetz, 

Internet-Infrastruktur)
5. 	Bildung
6. 	Gesundheit8 

5	  Vgl. World Economic Forum: The Lisbon Review 2008: Measuring 
Europe‘s Progress in Reform. Genf 2008, www.weforum.org/pdf/gcr/
lisbonreview/TheLisbonReview2008.pdf. 
6	  Die Analyse beschränkt sich auf die EU-15-Staaten, da hier die Ver-
gleichbarkeit mit Deutschland stärker gegeben ist als mit den neuen 
mittel- und osteuropäischen EU-Ländern.
7	  In ihrem jährlich erscheinenden Global Competitiveness Report 
bewertet das World Economic Forum die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit von 134 Ländern auf der Basis einer Befragung von über 
12 000 Wirtschaftsführern aus diesen Ländern. Bewertet werden Fak-
toren wie Institutionen, Infrastruktur, makroökonomische Stabilität, 
Ausbildung, die Effizienz der Gütermärkte und des Arbeitsmarktes, der 
Entwicklungsstand der Finanzmärkte und die Innovationsfähigkeit.
8	  Vgl. OECD: Health Data 2008: Statistics and Indicators for 
30 Countries. WHO: The World Health Report 2000. Health Systems: 
Improving Performance. www.who.int/whr/2000/en/whr00_en.pdf.

7. 	Nachhaltigkeit (Energie und Klimawandel)9

Dabei entstammen die Zukunftsfelder Informa-
tionsgesellschaft sowie Innovation, Forschung und 
Entwicklung direkt der Lissabon-Strategie. In die­
sen Bereichen gibt es vielfältige Ansatzpunkte 
für öffentliche Investitionen. Die ebenfalls in 
der Lissabon-Strategie verankerte Verbesserung 
des Unternehmensumfelds sowie der Ausbau von 
Netzwerkindustrien erfordern vor allem öffentliche 
Investitionen zur Verbesserung der Basis-Infra-
struktur als Voraussetzung für wirtschaftliche 
Aktivitäten allgemein sowie der IKT-Infrastruk-
tur als Voraussetzung für die Wandlung zur In­
formationsgesellschaft. Eine Modernisierung des 
Gesellschafts- und Sozialsystems, wie sie die Lis­
sabon-Strategie ebenfalls vorsieht, erfordert vor 
allem öffentliche Investitionen in den Bereichen 
Bildung und Gesundheit. Bei der Erhöhung der 
Nachhaltigkeit wirtschaftlicher Aktivitäten sind 
insbesondere öffentliche Investitionen zur Er­
höhung der Energieeffizienz und der Verringe­
rung möglicher Folgeschäden des Klimawandels 
von Bedeutung.10 Auf Basis einschlägiger öko­
nomischer Literatur lassen sich Kernaussagen 
zusammenfassen, die die Bedeutung der einzel­
nen Bereiche für Wettbewerbsfähigkeit und lang­
fristiges Wachstumspotential hervorheben (Tabel­
le 1). Gleichwohl ist eine isolierte Betrachtung der 
Felder nicht zielführend. Vielmehr erfordert ein 
hohes langfristiges Wachstumspotential die aus­
geglichene Kombination aller sieben Zukunfts­
felder. Bei der Planung öffentlicher Investitionen 
zur Erhöhung von Produktivitäts- und Einkom­
menswachstum der deutschen Volkswirtschaft ist 
es daher erforderlich, die Position Deutschlands 
in allen sieben Bereichen im Vergleich zu an­
deren relevanten Volkswirtschaften zu erfassen. 
Auf Basis dieses Vergleichs können die Bereiche 
identifiziert werden, bei denen Deutschland den 
höchsten Nachholbedarf hat. Öffentliche Investi­
tionen sollten dann zielgerichtet in diesen Feldern 
erfolgen.

Bedarf für öffentliche Investitionen  
in Deutschland

Für jedes der beschriebenen Zukunftsfelder wird 
ein Teilindikator gebildet, der einen direkten 

9	  Vgl.: International Energy Agency: Key World Energy Statistics 
2008. Paris, www.iea.org/textbase/nppdf/free/2008/key_
stats_2008.pdf.
10	  Die in der Lissabon-Strategie ebenfalls verankerten Zielsetzun-
gen der Schaffung beziehungsweise Verbesserung des einheitlichen 
Binnenmarktes sowie eines effizienten und integrierten Finanzsystems 
werden nicht weiter berücksichtigt, da Verbesserungen in diesem 
Bereich vor allem Deregulierungsmaßnahmen beziehungsweise Maß-
nahmen zur Erhöhung der Transparenz der Finanzmärkte sowie ver-
besserte Regulierungsmechanismen erfordern, die keine monetären 
Investitionen darstellen.
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Vergleich Deutschlands mit den übrigen EU-15-
Staaten ermöglicht. Die so berechneten sieben 
Teilindikatoren werden dann zu einem Gesamt­
index zusammengefasst. Auf diese Weise kann 
einerseits das gesamte Potential öffentlicher In­
vestitionen zur Förderung der Wettbewerbsfähig­
keit und des langfristigen Wirtschaftswachstums 
in den betrachteten Ländern beziffert und ver­
glichen werden. Darüber hinaus ermöglicht die 
Betrachtung der Teilindikatoren die Identifikation 
konkreter Ansatzpunkte für öffentliche Investi­
tionen. Die Positionen Deutschlands innerhalb 
der sieben Teilbereiche des Länder-Rankings sind 
in Tabelle 2 zusammengefasst, die Ergebnisse 
zum Gesamtindex werden in Abbildung 1 dar­
gestellt.

Mit einem Gesamtindex von 3,6 liegt Deutschland 
klar über dem Durchschnitt der EU-15 (2,9). Aller­
dings zeigt sich auch, dass fünf Staaten (Schwe­

den, Dänemark, Frankreich, die Niederlande und 
Finnland) klar besser bewertet werden. Bezogen 
auf die sieben betrachteten Felder, in denen das 
langfristige Wachstumspotential durch gezielte 
öffentliche Investitionen gesteigert werden kann, 

Tabelle 1

Zukunftsfelder zur Erhöhung des langfristigen Wachstumspotentials

Zukunftsfelder
Wirkungen auf Produktivitäts-  

und Einkommenswachstum
Weitere Bemerkungen Wirkungshorizont

Informationsgesellschaft USA: Zwischen 1995 und 2000 sind über 70 % des 
zusätzlichen Wirtschaftswachstums auf Investitionen in 
IKT zurückzuführen; einhergehend mit einem Wachstum 
der Arbeitsproduktivität um 0,43 %.1

Erfordert Vorhandensein einer qualitativ 
guten IKT-Infrastruktur (z.B. Glasfaser
verkabelung oder flächendeckende Breit-
bandinternetanschlüsse)

mittel- bis langfristig

Innovation, Forschung und Entwicklung OECD Länder: Von 1980 bis 1998 löste ein Anstieg der 
FuE-Ausgaben von Unternehmen um 1 % einen Produk-
tivitätsanstieg von 0,13 % aus. Ein Anstieg öffentlicher 
FuE-Ausgaben um 1 % erhöhte die Produktivität sogar 
um 0,17 %.2

Wichtiges Element für Informations
gesellschaft und Nachhaltigkeit

mittel- bis langfristig

Basis-Infrastruktur OECD Länder: Zwischen 1970 und 1990 kann das durch-
schnittliche jährliche Wachstum von 1,96 % zu etwa 
einem Drittel durch die Verfügbarkeit von Telekommuni-
kationsinfrastruktur erklärt werden.3

Existenz einer kritischen Grenze der Infra-
strukturversorgung, oberhalb derer keine 
weiteren Produktivitätsschübe mehr zu 
erwarten sind

kurz- bis mittelfristig

IKT-Infrastruktur EU: 2006 ermöglichten Investitionen in Breitband-Infra-
struktur einen Einkommenszuwachs von 82,4 Mrd. Euro 
bzw. 0,71 % der jährlichen Bruttowertschöpfung.4

Grundvoraussetzung für Informations
gesellschaft (positiver externer Effekt)

mittel- bis langfristig

Bildung OECD Länder: Von 1960 bis 1990 sind 22 % der Produk-
tivitätssteigerungen und 45 % der für 1990 ermittelten 
Produktivitätsabweichungen auf Einflüsse des Human
kapitals zurückzuführen.5

Voraussetzung für Innovation, Forschung 
und Entwicklung sowie für Informations-
gesellschaft (positive externe Effekte)

langfristig

Gesundheit Bessere Gesundheit erhöht die Produktivität der Arbeits-
kräfte. Folglich kann schneller und mit höherer Effizienz 
produziert werden und gleichzeitig ist ein höherer Grad 
an Aus- und Weiterbildung erreichbar.6

Wichtiges Element für Bildung und Inno-
vation, Forschung und Entwicklung sowie 
für Informationsgesellschaft  

langfristig

Nachhaltigkeit (Energie und Klimawandel) Unter der Prämisse des Nichthandelns belaufen sich bis 
zum Jahr 2100 die zu erwartenden weltweiten Kosten 
des Klimawandels auf bis zu 20 % des globalen Brutto
nationalprodukts (BNP); wohingegen Maßnahmen zur 
Senkung der CO2-Emmissionen mit 1 % des weltweiten 
BNP zu Buche schlagen.7

Schafft Wachstumsmöglichkeiten durch 
Innovation, Forschung und Entwicklung

langfristig

1 	 Jorgenson, D. W., Ho, M. S., Samuels, J. D., Stiroh, K. J.: Industry Origins of the American Productivity Resurgence. Economic Systems Research, Vol. 19, No. 3, 2007.
2 	 Guellec, D., Pottelsberghe de la Potterie, B. v.: R&D and Productivity Growth. Panal Data Analysis of 16 OECD Countries. OECD Science, Technology and Industry (STI)  
Working Papers 2001/3.
3 	 Röller, L.-H., Waverman, L.: Telecommunications Infrastructure and Economic Development: A Simultaneous Approach. The American Economic Review, Vol. 91, No. 4, 2001.
4 	 Micus: The Impact of Broadband on Growth and Productivity. A Study on behalf of the European Commission, DG Information Society and Media, 2008.
5 	 Fuente de la, A., Ciccone, A.: Human Capital in a Global and Knowledge-based Economy. European Commission 2003, ec.europa.eu/employment_social/ 
publications/2003/ke4602775_en.pdf.
6 	 Albers, B. S.: Investitionen in die Gesundheit, Humankapitalakkumulation und langfristiges Wirtschaftswachstum. Universität Bayreuth, Wirtschaftswissenschaftliche  
Diskussionspapiere 01-2003.
7 	 Stern, N.: The Stern Review: The Economics of Climate Change. Cambridge MA 2006, www.hm-treasury.gov.uk/stern_review_report.htm.

Quelle: Darstellung der DIW econ GmbH. DIW Berlin 2009

Tabelle 2

Position Deutschlands im Ranking der  
EU-15-Länder

Zukunftsfeld Rang

Nachhaltigkeit (Energie und Klimawandel) 11

Bildung 11

Gesundheit 7

Informationsgesellschaft 7

IKT-Infrastruktur 6

Innovation, Forschung und Entwicklung 3

Basis-Infrastruktur 1

Quelle: Berechnungen der DIW econ GmbH. DIW Berlin 2009
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trachtet (Abbildung 2). Dabei werden die Ergeb­
nisse für Deutschland mit denen für Schweden, 
dem Land mit dem maximalen Gesamtindex, 
sowie mit dem Durchschnitt der EU-15 vergli­
chen. Deutschland ist in der Basis-Infrastruktur 
führend und erhält für Innovation, Forschung und 
Entwicklung ebenfalls eine vergleichsweise gute 
Bewertung. Für IKT-Infrastruktur und Informa-
tionsgesellschaft liegen die Indexwerte zwar ober­
halb des Durchschnitts der EU-15, allerdings auch 
klar hinter denen für Schweden. Die deutlich 
schlechtesten Bewertungen, bei denen Deutsch­
land sogar unterhalb des EU-15-Durchschnitts 
liegt, ergeben sich für die Bereiche Bildung und 
Gesundheit. Eine unterdurchschnittliche Bewer­
tung erzielt Deutschland auch im Teilindikator 
Nachhaltigkeit (Energie und Klimawandel). Diese 
wird gemessen an der Energieeffizienz (Brutto­
inlandsprodukt im Verhältnis zum Primärener­
gieverbrauch) und dem Primärenergieverbrauch 
im Verhältnis zu den Treibhausgas-Emissionen 
(Energiegehalt). Grundsätzlich kann ein hohes 
Wachstumspotential nur durch eine gute Be­
wertung in allen sieben Zukunftsfeldern erreicht 
werden. Gleichwohl sollten Schwerpunkte für 
öffentliche Investitionen in den Bereichen mit 
dem größten Nachholbedarf gesetzt werden. 
Entsprechend können denkbare Maßnahmen 
gemessen an ihrer Priorität wie folgt zusammen­
gefasst werden: 

1.	 Maßnahmen zur Verbesserung der Nachhal­
tigkeit (Energie und Klimawandel):

Finanzierung von Energieaudits zur Verbesse­•	
rung der Kenntnis über Energieeinsparmög­
lichkeiten 
Förderung von Projekten zur Erforschung und •	
Entwicklung innovativer CO

2
-freier Energie­

techniken 
Bereitstellung zinsgünstiger Kredite bei ener­•	
getischer (Gebäude-)Sanierung

2.	 Maßnahmen zur Verbesserung des Bildungs­
systems:

Verbesserung der Lehreinrichtungen (zum •	
Beispiel Musik- oder Computerzimmer in 
Grundschulen, Chemielabore in weiterfüh­
renden Lehreinrichtungen, Teilchenbeschleu­
niger in Hochschulen)
Stärkung der multimedialen Ausstattung und •	
Bereitstellung von Computern in allen Lehr­
einrichtungen 
Investitionen in die Verbesserung der Qualität •	
der Lehrerausbildung
Verbesserung der Gebäudeinfrastruktur  •	
von Schulen und anderen Bildungseinrich­
tungen

gibt es für Deutschland noch erhebliches Ver­
besserungspotential. 

Zur Prioritätensetzung öffentlicher Investitions­
maßnahmen ist ein differenzierterer Blick auf 
das Ergebnis für Deutschland nötig. Dazu wird 
die Zusammensetzung des Gesamtindexes be­

Abbildung 2

Teilindikatoren für Deutschland, Schweden und die EU–15
Rang 1 = 5 bis Rang 15 = 1
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Quelle: Berechnungen der DIW econ GmbH. � DIW Berlin 2009

Abbildung 1

Gesamtindikator Wachstumspotential 
Rang 1 = 5 bis Rang 15 = 1
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Quelle: Berechnungen der DIW econ GmbH. � DIW Berlin 2009
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Schlüssel zur Mittelverteilung auf die einzelnen 
Investitionsbereiche und damit ein optimales Zu­
kunftsinvestitionsprogramm abgeleitet werden. 
Tabelle 3 gibt einen Überblick über die Mittelver­
teilung aus den Konjunkturpaketen zur Deckung 
des Nachholbedarfs Deutschlands.11

Konjunkturpakete tragen wenig 
zur langfristigen Wachstumsstärke 
Deutschlands bei

Bei den für die Jahre 2009 und 2010 beschlosse­
nen wirtschaftspolitischen Maßnahmen im Rah­
men der Konjunkturpakete I und II handelt es 
sich um einen Mix aus zusätzlichen öffentlichen 
Investitionen, Steuer- und Abgabensenkungen, 
die zur Einkommensstärkung der privaten Haus­
halte beitragen, Maßnahmen zur Sicherung der 
Beschäftigung sowie einem Kredit- und Bürg­
schaftsprogramm. Vor dem Hintergrund der 
Zielsetzung der Untersuchung sind insbeson­
dere die beschlossenen zusätzlichen öffentlichen 
Investitionen in Höhe von 19,7 Milliarden Euro 
von Bedeutung. Tabelle 4 gibt einen Überblick 
über die Investitionen im Rahmen der beiden 
Konjunkturpakete. Auf den ersten Blick ergeben 
sich viele Übereinstimmungen hinsichtlich der 
energetischen Gebäudesanierung, der Verbesse­
rung der Gebäudeinfrastruktur in den Bereichen 
Bildung und Gesundheit sowie bei der Versor­
gung ländlicher Gebiete mit Breitbandinternet­
anschlüssen. Bei genauerer Betrachtung werden 
jedoch erhebliche Schwächen deutlich.

So sind weder Investitionen in die qualitative Ver­
besserung von Ausbildungsstätten, Bildungsein­
richtungen und der Lehre an sich geplant, noch 
in den weiteren Ausbau von IKT-Infrastruktur 

11	   Mit Ausnahme der Infrastrukturinvestitionen wird davon ausge-
gangen, dass die Kostenstruktur in den einzelnen Investitionsfeldern 
tendenziell vergleichbar ist.

3.	 Maßnahmen zur Verbesserung des Gesund­
heitssystems:

Verbesserung der Gebäudeinfrastruktur von •	
Krankenhäusern und anderen relevanten Ein­
richtungen
Ernährungsberatung in Kindergärten und •	
Schulen
Ausbau und Verbesserung der Gemeinschafts­•	
verpflegung in Schulen
Informationsveranstaltungen zu gesundheits­•	
fördernden Themen und Projekten
Förderung von Sport- und Fitnesseinrich­•	
tungen

4.	 Maßnahmen zur Förderung der Informations­
gesellschaft:

Erwachsenenbildung mit dem Ziel, soviele •	
Bürger wie möglich in die Informationsge­
sellschaft einzubeziehen
Schulungen insbesondere für Senioren•	
Ausbau der Informationsseiten und Webauf­•	
tritte von Städten und Kommunen
Weiterbildungsmaßnahmen für Lehrer und •	
Erziehungskräfte
Bereitstellung von Computern und Internet­•	
zugängen in Schulen

5.	 Maßnahmen zur Verbesserung der IKT-Infra­
struktur:

Flächendeckende Breitbandversorgung auch •	
für ländliche Gebiete
Ausbau der Glasfasernetze bis zu den End­•	
nutzern
Ausbau der Infrastruktur für Internetzugang •	
in öffentlichen Gebäuden und Stadtzentren 
Ausbau der Funk-Infrastruktur (Wi-Fi) in Städ­•	
ten und öffentlichen Einrichtungen

6.	Maßnahmen zur Förderung von Innovation, 
Forschung und Entwicklung:

Stärkere Berücksichtigung von neuen Techno­•	
logien bei der staatlichen Beschaffung 
Zielgerichtete Weiterbildungsmaßnahmen für •	
deutsche Wissenschaftler und Ingenieure (in 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft)
Finanzielle Anreize zur Gewinnung hochqua­•	
lifizierter Wissenschaftler und Ingenieure aus 
dem Ausland
Steuerliche Anreize für zusätzliche privat fi­•	
nanzierte FuE
Ausbau der FuE-Projektförderung durch Auf­•	
stockung finanzieller Mittel

Proportional zur Bewertung Deutschlands im 
europäischen Vergleich kann ein indikativer 

Tabelle 3

Optimales Zukunfts-Investitionsprogramm nach 
Aufgabenfeldern

In Milliarden Euro In Prozent

Nachhaltigkeit (Energie und Klimawandel) 4,9 25

Bildung 4,9 25

Gesundheit 3,9 20

IKT-Infrastruktur 3,0 15

Informationsgesellschaft 2,0 10

Innovation, Forschung und Entwicklung 1,0 5

Basis-Infrastruktur 0,0 0

Gesamtinvestitionen aus den Konjunkturpaketen der 
Bundesregierung 19,7 100

Quelle: Berechnungen der DIW econ GmbH. DIW Berlin 2009



Konjunkturprogramme: Investitionen  ohne nachhaltige Wachstumswirkung

Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 19/2009320

über die Versorgung ländlicher Gebiete hinaus. 
Auch fehlen ausreichende Maßnahmen zur För­
derung der Informationsgesellschaft sowie von 
Innovation, Forschung und Entwicklung. Im 
Gegensatz dazu ist der weitere Ausbau der Ver­
kehrsinfrastruktur in den Konjunkturpaketen I 
und II explizit vorgesehen. Zudem stellt die Um­
weltprämie für Privat-Pkw faktisch eine verzer­
rende Subvention dar, die Strukturanpassungen 
eines Sektors verzögert. Darüber hinaus gilt nur 
für 65 Prozent der Landes- und Gemeindemittel 
gesetzlich das Kriterium der Zusätzlichkeit, so 
dass davon ausgegangen werden kann, dass zu­
mindest ein Teil der übrigen Mittel in ohnehin 
geplante Investitionsprojekte fließen wird.12

Fazit

Die im Rahmen der beschlossenen Konjunktur­
pakete I und II eingesetzten finanziellen Mittel 

12	  Vgl. Dreger et al.: Nach dem Sturm: Schwache und langsame 
Erholung – Frühjahrsgrundlinien 2009. Wochenbericht des DIW Berlin 
Nr. 15–16/2009.

könnten das langfristige Wachstumspotential 
der deutschen Volkswirtschaft signifikant ver­
bessern. Allerdings bedarf es hierfür einer ziel­
gerichteten Planung zur Verteilung der Mittel, 
die bei der gegenwärtigen Ausgestaltung nicht 
erkennbar ist. Vielmehr sind die bisherigen 
Vorgaben entweder zu einseitig auf partielle 
Themen wie Gebäudesanierung oder Verkehrs­
infrastruktur ausgerichtet, oder sie lassen noch 
zu viele Freiheiten bei der Mittelverwendung. 
Grundsätzlich besteht ohne konkrete Vorgaben 
für die Verwendung der öffentlichen Investitio­
nen die Gefahr, dass anstelle von Investitionen 
in die Erhöhung des langfristigen Wachstums­
potentials lediglich die Budgets der Gebietskör­
perschaften saniert und die zusätzlichen Mittel 
für ohnehin geplante Investitionen verwendet 
werden. Eine solche nicht sachgerechte Mittel­
verwendung würde weder konjunkturelle noch 
langfristige Wachstumseffekte generieren. Vor 
diesem Hintergrund und angesichts der dras­
tisch steigenden Staatsverschuldung ist von 
einem Konjunkturpaket III – auch wegen der 
damit einhergehenden weiteren Verunsiche­
rung – dringend abzuraten.

JEL Classification: 
O16, H50

Keywords: 
Financial crises, 

National government 
expenditure

Tabelle 4

Vorgesehene Investitionen im Rahmen der Konjunkturpakete nach Bereichen
In Milliarden Euro In Prozent

Bildunginfrastruktur
6,5 33

Sanierung und Ausbau von Kindergärten, Schulen oder Hochschulen durch Kommunen

Kommunale Infrastruktur
6,81 35Modernisierung von Krankenhäusern, Sanierung von Straßen, Ausbau von  

Städtebauprojekten in IT-Infrastruktur durch Kommunen

Gebäudesanierung
2,0 10CO2-Gebäudesanierungsprogramm des BMVBS zur energetischen Sanierung von 

Wohnungen

Verkehrswege
2,0 10Verkehrsprojekte des BMVBS zur Verbesserung von Straßen, Schienen, Wasserwegen  

und kombiniertem Verkehr (Schiene und Wasser)

Umweltprämie
1,5 8Prämie bei Kauf oder Leasing eines Neuwagens, sofern das mindestens neun Jahre  

alte Auto verschrottet wird

Forschung in mittelständischen Unternehmen
0,9 5Aufstockung des Etats für die Forschungsförderung für mittelständische Unternehmen 

(bis 1 000 Mitarbeiter)

Gesamtinvestitionen aus den Konjunkturpaketen der Bundesregierung 19,7 100

1  3,5 Milliarden Euro aus Bundes- und 3,3 Milliarden Euro aus Landesmitteln.

Quelle: Bundesregierung, www.konjunkturpaket.de. DIW Berlin 2009
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Weekly Report DIW Berlin

No 1/2009, January 19, 2009

A Great Leap Forward, the Second Time Around:  
Thirty Years of Economic Reforms in China

Alfred Steinherr

December of 2008 marks the 30th year of the beginning of China’s economic opening.The coun-
try’s rapid development since 1978 is without historical precedent. Yet this growth is even more 
impressive when one surveys the entire period from the founding of the People’s Republic in 
1949 to present. Although the years from 1949 to 1978 were close to catastrophic, and the 
basis for economic development over the next thirty years could have hardly been worse, on the 
60th anniversary of the government’s founding, the country’s achievements – at least from an 
economic perspective – must be viewed as an extraordinary success. On the 30th anniversary of 
China’s economic opening, the following article assesses that which has been achieved to date. 
It also explores the causes of the economic stagnation of the “lost decades” between 1949 and 
1978. The deep stagnation experienced during the early years of the People’s Republic as well 
as China’s reorientation in 1978 and subsequent boom can only be understood with reference 
to this historical period. Any assessment of the country’s present-day political and economic si-
tuation is also contingent upon an appreciation of the long cycles that characterize Chinese 
history. Since the opening of the country and its rise to the world’s second-largest economy and 
trading partner, China has surpassed Japan and taken on equal standing with the EU as the most 
significant decision maker in economic and political affairs after the US. China’s importance is 
not yet reflected in World Bank and IMF quotas or in the composition of the G8-yet China is sure 
to take on an increasingly prominent role in coming years. If China can maintain the growth 
rates witnessed over the past three decades, in less than 15 years it will surpass the US as the 
world’s largest economy and most significant trading partner. While the future is by no means 
preordained, all of the preconditions for this to occur are in place. China still possesses large 
labor reserves; is a net creditor to the rest of the world and holds currency reserves of a histori-
cally unprecedented volume; will soon be the largest and most dynamic domestic market in the 
world (and will therefore continue to attract direct foreign investment); and displays considera-
ble potential for growth in domestic demand. Furthermore, the reform of China’s financial sector 
and the deregulation of capital flows could potentially stoke additional economic expansion. 
The current financial crisis has not left China unscathed, but is unlikely to have a lasting effect 
on the country’s long-term development.

Weekly Report DIW Berlin

No 2/2009, March 10, 2009

Private Households Display Strong Aversion to Investment Risk

Nataliya Barasinska, Dorothea Schäfer, Andreas Stephan

The broadest possible diversification of investments is considered an important strategy for mi-
nimizing investment risk. Most households in Germany do distribute their financial assets over 
several types of investment. However, investment behavior is only partially consistent with the 
overall readiness for risk-taking reported by heads of households. This is demonstrated by a cur-
rent empirical study based on data from the Socio-Economic Panel Study (SOEP). The probability 
of diversification does tend to rise according to the degree of risk aversion, yet not when it comes 
to a “fully diversified investment basket.” With a higher fear of risk, the tendency to fill a portfolio 
with every kind of investment falls. Clearly, households make decisions in keeping with a princip-
le propagated by Keynes: security and liquidity come first. The readiness to invest in riskier assets 
rises with the number of secure investments already in place in the portfolio.



Weekly Report DIW Berlin

No 3/2009, March 10, 2009

Productivity Growth in Germany: No Sustainable Economic Recovery  
in Sight

Georg Erber, Ulrich Fritsche
By international comparison the productivity development of the overall economy in Germany 
has taken a serious hit after the reunification boom. Since then Germany has fallen behind not 
only in comparison to the USA and emerging-market nations like South Korea, but also in compar-
ison to other EU countries. However, the economic upswing in 2006 led to a temporary increase in 
hourly productivity of labor per employed person. Can this increase be interpreted as a return to 
a higher trend growth? Econometric tests indicate that it probably primarily concerns a cyclically 
induced increase. Thus the decline of the medium-term growth rate came at best to a standstill. If 
the productivity growth should improve on a sustained basis, then a growth-orientated economic 
policy is required.

Weekly Report DIW Berlin

No 4/2009, March 25, 2009

Yes We Can...: Happiness Levels Can Change, But Most Recent Changes  
Are in the Wrong Direction

Bruce Headey
Influential economists, like Bruno S. Frey and Richard Layard, are advocating that the standard 
approach in economics of inferring utility from changes in consumption and leisure should be 
augmented or replaced by use of subjective measures. But psychologists claim that adult life sat-
isfaction (or happiness) is more or less fixed; it has a „set-point“ which is largely determined by 
genetic factors and early childhood development. Analyses of life-span data, collected by the Ger-
man Socio-Economic Panel Study (SOEP) in the last 20 years, challenge this claim. About a quarter 
of the West German population experienced substantial changes in life satisfaction, but losses 
outweighed gains by a ratio of about 3:1. It is likely that a major reason for the negative balance is 
relatively poor economic performance since the early 1990s. On the other hand, the results show 
that the „set-point theory“ of psychologists is seriously flawed. Life satisfaction can change and 
may be open to improvement via individual life choices and/or public policy.

Weekly Report DIW Berlin

No 5/2009, March 25, 2009

Children Who Attend Formal Day Care Do Better in School:  
Even Many Years Later in Secondary School

C. Katharina Spieß, Charlotte Büchner
Questions about the advantages and disadvantages of sending young children to formal day care 
(„Kindertageseinrichtungen“) have always greatly concerned parents and led to intense, if not al-
ways well informed, policy debate. Two issues have been foremost. One is whether young children 
removed from their parents‘ care for part of the day suffer long term emotional consequences, 
or whether on the contrary, interaction with other children and with carers improves their social 
skills and confidence. Results are generally positive for children over three years old, but mixed 
for children under three, with some studies indicating negative socio-emotional consequences 
(Rossbach, 2005), and others reporting no negative emotional results and clear gains in social 
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competence (Tietze, 1998; Andersson, 1989, 1992; NICHD, 2000, 2001). The second issue, dealt 
with in this article, relates to children‘s school outcome. Do children who have been to formal day 
care which exposes them to some pre-school learning achieve better, the same, or worse educa-
tional results in their later school years? If they do better, how long does the advantage last? Does 
it persist through to secondary school?

Weekly Report DIW Berlin

No 6/2009, April 1, 2009

Voluntary Activities in an Ageing Society: East and West Germany

Harald Künemund, Jürgen Schupp
SOEP respondents have been asked about their participation in voluntary activities ever since 
the Survey started in 1984. Here we provide evidence about stability and change in levels of 
participation over the last twenty years. It is often suggested that an ageing society requires, or 
would benefit from more voluntary and caring activity. More people are in need of assistance and 
there may be more people, including the retired and semi-retired, with enough time to provide it. 
In April 2008 Federal Minister Ursula von der Leyen (Ministry of Family Affairs, Senior Citizens, 
Women and Youth) announced a new initiative to foster the voluntary activities of Senior Citizens 
with a budget of 22 Million Euro.

Weekly Report DIW Berlin

No 7/2009, April 1, 2009

Agenda for a New Financial Market Architecture

Dorothea Schäfer
Since the summer of 2007, participants in financial markets have been confronted by a crisis of 
their own making. In order to prevent the recurrence of a similar crisis in the future, the G-20 na-
tions, at their finance summit in Washington on 15 November 2008, resolved to „ensure that all 
financial markets, products and participants are regulated or subject to oversight, as appropriate 
to their circumstances.“ However, the elimination of loopholes as a matter of principle does not 
in itself provide a roadmap for the reconfiguration of financial markets. DIW Berlin is promoting 
an agenda of nine principles for regulatory reform. Item 1 through 3 focus on the prevention of 
coordination failures at the micro and the macro level as well as establishing appropriate incen-
tives front and center; item 4 through 6 sketch out opportunities and limits for the future role 
of government; item 7 and 8 focus on oversight. Finally, item 9 calls for a stronger emphasis on 
equity financing and makes an appeal for the insight that financing constraints based upon credit 
worthiness ultimately serve to protect the financial system.

Veröffentlichungen des DIW Berlin

Thema des nächsten Wochenberichts:
Langzeitkranke verlieren durch Krankengeldkürzung  

fünf Milliarden Euro

Die Volltextversionen der Weekly Reports liegen als PDF-Dateien vor und können von den entspre-
chenden Webseiten des DIW Berlin heruntergeladen werden (www.diw.de/deutsch/produkte/ 
publikationen/weekly_report/jahrgang_2009/93765.html).

The full text versions of the Weekly Reports are available in PDF format and can be downloaded 
from the DIW Berlin website (www.diw.de/english/products/publications/weekly_report/volume_ 
2009/93763.html).



Kommentar

„Die Schotten bleiben dicht!?“

von Klaus F. Zimmermann *

Pünktlich zum fünfjährigen Jubiläum der Osterweiterung der Europäi
schen Union haben die Regierungen Berlins und Wiens angekündigt, 
den Zugang für Arbeitnehmer aus den Beitrittsländern des Jahres 
2004 (Tschechien, Estland, Ungarn, Lettland, Litauen, Polen, Slowenien, 

Slowakei) bis 2011 weiter zu beschränken. Damit bekräftigen beide Länder ihre Isola-
tionspolitik, denn die anderen europäischen Staaten haben längst den gemeinsamen 
europäischen Arbeitsmarkt realisiert. So ist diese Entscheidung der deutschen und der 
österreichischen Regierung ein unverfrorener Akt, getrieben aus vordergründig natio-
nalem Egoismus, aber sie ist fatalerweise auch ein eleganter Schuss ins eigene Bein. 

Zu Recht ist in der Europäischen Union Unruhe über diese „Schotten-dicht-Politik“ 
entstanden. Zuletzt hatte EU-Sozialkommissar Vladimir Spidla in der letzten Woche 
die vollständige Öffnung aller Arbeitsmärkte gefordert. Und die tschechische EU-
Ratspräsidentschaft hat beide Länder für ihre restriktive Arbeitsmarktpolitik kritisiert. 
Diese Proteste zeigen, dass Verweise auf die Gefahren eines Brain Drains für Sen-
deländer ohne jede Basis sind. Auch belegen die bisherigen Erfahrungen in der EU, 
dass eine Öffnung weder Horden an zuwandernden Sozialhilfeempfängern noch an 
unqualifizierten Arbeitnehmern hervorbrachte. So ist die Entscheidung ein protektio-
nistischer Akt, der nicht nur zu normalen Zeiten ein Schlag ins Gesicht für eine Politik 
offener europäischer Märkte ist. In der gegenwärtigen Wirtschaftskrise ist eine solche 
Politik brandgefährlich. Die bevorstehenden Europawahlen und die Bundestagswahl 
im Herbst sind keine Entschuldigung.

Die „Schotten-dicht-Politik“ schadet auch dem Verursacher. Durch sie hat Deutschland 
in den letzten Jahren Zuströme an wirtschaftlich Aktiven aus den Beitrittsländern nicht 
vermeiden können, sondern es hat nur weniger an dringend benötigten Fachkräften 
erhalten. Das Qualifikationsniveau der Zuwanderer hat deutlich abgenommen. Die 
Wirtschaftskrise böte den Regierungen Deutschlands und Österreichs die Chance, ihre 
verfehlte Migrationspolitik zu korrigieren. Denn die international präsenten Fachkräfte 
aus den Beitrittsländern positionieren sich jetzt mit langfristigen Konsequenzen neu. 

Die fortgesetzte Einschränkung der Freizügigkeit muss begründet werden. Entspre-
chende Anträge der beiden Länder werden derzeit in der EU-Kommission geprüft. An-
gesichts der relativ stabilen Arbeitsmarktlage in beiden Ländern und der erwiesenen 
Vorzüge flexibler Arbeitsmärkte spricht nichts für weitere Restriktionen. Solidarität und 
Eigennutz gehen zusammen. Die EU muss deshalb das deutsche und österreichische 
Anliegen zurückweisen. Die Entscheidung liegt jetzt bei Brüssel.

 
*	Prof. Dr. Klaus F. Zimmermann ist Präsident des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin). 

Sc
hü

ss
le

r 2
0

0
8


